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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. MarkenG, ZPO: Verlust der Beteiligtenfähigkeit 
Beschluss vom 27.07.2023, Az: I ZB 114/17  

2. VO (EU) Nr. 609/2013: Krankheitsbedingter Nährstoffbedarf 
Urteil vom 13.07.2023, Az: I ZR 68/21  

3. VBLS: Ermittlung der Startgutschrift für rentenferne Versicherte 
Urteil vom 20.09.2023, Az: IV ZR 120/22  

4. BGB: Leistung in der irrigen Vorstellung einer Bestellung 
Urteil vom 26.09.2023, Az: XI ZR 98/22  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

  
  
1. MarkenG, ZPO: Verlust der Beteiligtenfähigkeit 

Beschluss vom 27.07.2023, Az: I ZB 114/17 
a) Verliert der Löschungsantragsteller oder derjenige, der im Hinblick auf eine IR-
Marke einen Schutzentziehungsantrag stellt, seine Beteiligtenfähigkeit, ist der Lö-
schungsantrag beziehungsweise der Schutzentziehungsantrag als unzulässig zu ver-
werfen. 
 
b) Ist der angefochtene Beschluss des Bundespatentgerichts aufzuheben, weil der An-
tragsteller des Verfahrens seine Beteiligtenfähigkeit verloren hat, und ist aus diesem 
Grund eine Sachentscheidung durch das Bundespatentgericht nicht mehr erforderlich, 
kann der Bundesgerichtshof von einer Zurückverweisung an das Bundespatentgericht 
absehen und abschließend selbst entscheiden. 
 

2. VO (EU) Nr. 609/2013: Krankheitsbedingter Nährstoffbedarf 
Urteil vom 13.07.2023, Az: I ZR 68/21 
a) Ein Erzeugnis stellt ein Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke im Sinne 
des Art. 2 Abs. 2 Buchst. g der Verordnung (EU) Nr. 609/2013 dar, wenn krankheits-
bedingt ein erhöhter oder spezifischer Nährstoffbedarf besteht, der durch das Lebens-
mittel gedeckt werden soll. Für eine solche Einstufung reicht es nicht aus, dass der Pa-
tient allgemein aus der Aufnahme dieses Lebensmittels deswegen Nutzen zieht, weil 
darin enthaltene Stoffe der Störung entgegenwirken oder deren Symptome lindern 
(Anschluss an EuGH, Urteil vom 27. Oktober 2022 - C-418/21 , GRUR 2022, 1765 
[OLG Köln 23.09.2022 - 6 U 70/22] [juris Rn. 59] = WRP 2022, 1484 - Orthomol). 
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b) Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke im Sinne des Art. 2 Abs. 2 
Buchst. g der Verordnung (EU) Nr. 609/2013 zeichnen sich durch ihre spezifische Er-
nährungsfunktion aus und enthalten Nährstoffe im Sinne des Art. 2 Abs. 2 Buchst. s 
LMIV. Produkte, die in natürlicher Weise im menschlichen Darm vorkommende Bak-
terien enthalten, sind keine solchen Lebensmittel, weil Bakterien keine Nährstoffe in 
diesem Sinne sind. 
 
c) Der Vertrieb und die Bewerbung von Produkten, die Bakterienkulturen enthalten, 
"zum Diätmanagement" ist irreführend, wenn diese Angabe den angesprochenen Ver-
kehrskreisen suggeriert, es handele sich bei den Produkten um Lebensmittel für beson-
dere medizinische Zwecke. 
 

  
3. VBLS: Ermittlung der Startgutschrift für rentenferne Versicherte 

Urteil vom 20.09.2023, Az: IV ZR 120/22 
a) Die infolge der Systemumstellung der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes 
zum 31. Dezember 2001 mit der 23. Satzungsänderung vom März 2018 neu gefasste 
Übergangsregelung in §§ 78 Abs. 1 und 2, 79 Abs. 1 und 1a der Satzung der Versor-
gungsanstalt des Bundes und der Länder (VBLS) zur Ermittlung von Startgutschriften 
für rentenferne Versicherte ist wirksam (Fortführung der Senatsurteile vom 14. No-
vember 2007 - IV ZR 74/06, BGHZ 174, 127; vom 9. März 2016 - IV ZR 9/15, BGHZ 
209, 201). 
 
b) Bei Berechnung der maximal erreichbaren Zusatzrente (Vo ll-Leistung) im Rahmen 
der Startgutschriftenermittlung darf die von der Höchstversorgung in Abzug zu brin-
gende gesetzliche Rente gemäß § 79 Abs. 1 Satz 1 VBLS in Verbindung mit § 18 Abs. 
2 Nr. 1 Satz 2 Buchst. f BetrAVG nach dem bei der Berechnung von Pensionsrückstel-
lungen für die Berücksichtigung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
allgemein zulässigen Verfahren (Näherungsverfahren) ermittelt werden. Die aus-
schließliche Anwendung des Näherungsverfahrens verletzt den Allgemeinen Gleich-
heitssatz nicht und bewirkt keine unzulässige Benachteiligung des Versicherten wegen 
des Geschlechts, bei einer Teilzeitbeschäftigung oder wegen einer Behinderung. 
 
c) Die Regelung in § 79 Abs. 1 Satz 3 bis 8 VBLS in Verbindung mit § 18 Abs. 2 Nr. 
1 Satz 1 BetrAVG, nach der in Abhängigkeit von der Zeit zwischen Beginn der 
Pflichtversicherung und Vollendung des 65. Lebensjahrs des Versicherten für jedes 
Jahr der Pflichtversicherung 2,25 % bis 2,5 % der Voll-Leistung erworben werden, 
verletzt den Allgemeinen Gleichheitssatz nicht und bewirkt keine unzulässige Benach-
teiligung des Versicherten wegen des Alters. 
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4. BGB: Leistung in der irrigen Vorstellung einer Bestellung 
Urteil vom 26.09.2023, Az: XI ZR 98/22 
Gemäß § 241a Abs. 2 Fall 2 BGB sind gesetzliche Ansprüche nicht ausgeschlossen, 
wenn die Leistung in der irrigen Vorstellung einer Bestellung erfolgte und der Emp-
fänger dies zwar nicht selbst erkannt hat, ihm aber in entsprechender Anwendung von 
§ 166 Abs. 1 BGB die Kenntnis einer anderen Person von dieser irrigen Vorstellung 
des Unternehmers zuzurechnen ist. 
 
  

 

 


